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Grub; Revision der ortsplanung; lnkraftsetzung der unbestrittenen Teile

A. Ausgangslage

1' Mit Beschluss vom 6. November 2012 hat der Regierungsrat die Revision der Ortsplanung genehmigt.

Gleichzeitig wurden zwei Rekurse abgewiesen. Gegen diesen Entscheid wurde beim Obergericht eine Be-

schwerde erhoben. Daraufhin ersuchte der Gemeinderat Grub den Regierungsrat um lnkraftsetzung der unbe-
strittenen Teile der Revision der Ortsplanung. Dabei wurde auf den umstrittenen Bereich der geplanten Weiler-
zone Frauenritti verzichtet. Gemäss Art. 50 des Baugeseues kann der Regierungsrat nach Absprache mit dem
Obergericht die unangefochtenen Teile in Kraft setzen, soweit sich diese nicht auf bestrittene Teile auswirken.

2. Mit Beschluss vom 27. Mäz2012teilte das Obergericht mit, dass der teilrevidierte Zonenplan und die bei-
den Gemeinderichtpläne lediglich unter Ausschluss der beiden Weilezonen Frauenrüti und Rrlti vozeitig in
Kraftzu setzen seien. Auch der Nachtrag zum Baureglement sei nur unterAusschluss der in Art. 12 und 14

des Baureglements fiir die Weilezone vorgesehenen Ergänzungen vozeitig in Kraft zu sezen. Zudem wurde

darauf hingewiesen, dass es Sache des Regierungsrates sei, den Beschwerdeführern das rechfliche Gehör zu
gewähren.

3. Mit Schreiben vom 21. Mai 2013 ersuchte der Gemeinderat Grub den Regierungsrat, die unbestrittenen

Teile der Revision Ortsplanung mit den zusätzlichen Ausschlüssen der Weilezone R[iti und der Ergänzungen

für die Weilezone in Art. 12 und 14 des Baureglements umgehend in Kraft zu setzen. Mit Schreiben vom 6.

Juni 2013 wurde der Anwalt der Beschwerdeführer eingeladen, zur beantragten lnkraftsetzung der unbestritte-

nen Teile Stellung zu nehmen. Mit Schreiben vom 18. Juni 2013 teilte der Anwalt der Beschwerdefilhrer mit,

dass sich die Beschwerdefuhrer dem Antrag des Obergerichts anschlössen und damit keine Einwände hätten.

B. Erwägungen

1. Rechtliches

1. Gemäss Art. 50 des Baugesetzes kann der Regierungsrat auf Antrag des Gemeinderates und nach Abspra-

che mit dem Obergericht die unangefochtenen Teile in Kraft setzen, soweit sich diese nicht auf bestriftene

Bereiche auswirken.

2. Die eingereichten Unterlagen entsprechen dem Beschluss des Obergerichts. Das rechfliche Gehör wurde

den Beschwerdeführers gewährt. Somit sind die Anforderungen gemäss Art, 50 des Baugesetzes erfüllt.
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2. SachbezogeneErwägungen

Bereits mit dem Genehmigungsbeschluss vom 6. November 2012hat der Regierungsrat die Revision der

Ortsplanung genehmigt. Einer vorzeitigen lnkraftsetzung steht nichts entgegen.

C. Auswirkungen

Es sind keine finanziellen, personellen oder organisatorischen Auswirkungen fllr den Kanton zu enuarten

D. Beschluss des Regierungsrates

1. Der Gemeinderichtplan Siedlung und Landschaft wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von der Genehmi-

gung ausgenommen sind die beiden Weiler Frauenrilti und RUti.

Der Gemeinderichtplan Verkehr und lnfrastruktur wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von der Genehmi-

gung ausgenommen sind die beiden Weiler Frauenrüti und Rüti.

3. Der Richtplan Fusswegnetz wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von der Genehmigung ausgenommen

sind die beiden Weiler Frauenr[iti und Rtiti.

4. Die Teilrevision Zonenplan wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von der Genehmigung ausgenommen

sind die beiden Weilezonen Frauenrüti und Rüti.

5. Der Teilzonenplan ,,Nachtrag zum Zonenplan: Verkehrsflächen" wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von

der Genehmigung ausgenommen sind die beiden Weiler Frauenrtiti und Rtiti.

6. Der Teilzonenplan ,,Gefahrenzonen" wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von der Genehmigung ausge-

nommen sind die beiden Weiler Frauenriiti und Ruti.

Das Erschliessungsprogramm wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von der Genehmigung ausgenommen

sind die beiden Weiler Frauenrüti und Rüti.

B. Der Nachtrag des Bauregelements wird genehmigt und in Kraft gesetzt. Von der Genehmigung ausge-

nommen sind die Anpassungen in Art. 12 und Art. 14 bezüglich der Weilezone.

9. Das Departement Bau und Umwelt wird angewiesen und ermächtigt, den Kantonalen Richtplan wie folgt

ohne Mitwirkungsverfahren zu ändern: Streichung des Weilers Riemen, Grub AR.

10. Für die Genehmigung wird keine Gebtlhr erhoben (Art.22 Abs. 1 des Gesetzes [rber die Venualtungs-

rechtspflege, VRPG, bGS 143.1).
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Rechtsmittel: Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit der Zustellung schrifflich Beschwerde erho-
ben werden beim Obergericht von AppenzellAussenhoden, venrvaltungsrechfliche Abteilung, Fünfeckpalast,

Postfach 162,9043 Trogen. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begriindung zu enthalten, allfällige
Beweismittel sind genau zu bezeiöhnen. Der angefochtene Entscheid und soweit möglich auch die Beweismit-

tel sind der Beschwerde beizulegen.

Amtsblatt

Auszug an Dr. Markus Möhr, Rechtsanwalt, Scheffelgasse 1, g000 St.Gallen

Departement Bau und Umwelt

Departementssekretariat Bau und Umwelt

Baukoordinationsdienst (1 Expl. mit Genehmigungsvermerk)

Planungsamt (1 Expl. mit Genehmigungsvermerk)

Oberforstamt (1 Expl. mit Genehmigungsvermerk)

Gemeinderat Grub (1 Expl. mit Genehmigungsvermerk)

lm Auftrag des Regierungsrates:

Roger Nobs, Ratschreiber

Versandt am 8. Juli 2013
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